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Drucksache 3500 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler B onni) j e n 8. Mai 1957 

10 — 37018 — 1608/57 VII 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Militärseelsorge 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Wortlaut des Vertrages der Bundesrepublik Deutschland mit 
der Evangelischen Kirche in Deutschland zur Regelung der evange- 
lischen Militärseelsorge mit Begründung ist als Anlage 2 beigefügt. 
Der Bundesrat hat in seiner 176. Sitzung am 3. Mai 1957 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes nachstehende Stellungnahme 
beschlossen: 

Ein neuer Artikel 3 ist mit folgendem Wortlaut einzufügen: 

„Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland.“ 

Begründung 

Der Vertrag der Bundesrepublik Deutschland mit der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland zur Regelung der evangelischen 
Militärseelsorge verweist in Artikel 23 und 25 auf das Bundes- 
beamtengesetz vom 14. Juli 1953 (BGBl. 1 S. 551) und in Ar- 
tikel 23 außerdem auf das Gesetz zur Regelung der Rechtsver- 
hältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen vom 11. Mai 1951 (BGBl. I S. 307). Diese beiden Ge- 
setze sind bisher im Saarland noch nicht eingeführt worden. 

Der Militärseelsorgevertrag setzt im übrigen allgemein die Gel- 
tung der im Saarland noch nicht eingeführten Wehrgesetze 
voraus. 

Aus diesen beiden Gründen kann der Vertrag vorerst im Saar- 
land nicht in Kraft treten. Eine negative Saar-Klausel im Zu- 
stimmungsgesetz ist daher erforderlich. 

Der bisherige Artikel 3 wird Artikel 4. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Bundesregierung stimmt diesem Änderungsvorschlag zu. 
Federführend ist der Bundesminister für Verteidigung. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
RheLnallee 20, Telefon 3551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Militärseelsorge 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

(1) Dem in Bonn am 22. Februar 1957 
Unterzeichneten Vertrag der Bundesrepublik 
Deutschland mit der Evangelischen Kirche in 
Deutschland zur Regelung der evangelischen 
Militärseelsorge wird zugestimmt. 

(2) Der Vertrag wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 


Artikel 2 

Auf die katholischen Militärgeistlichen sind 
die beamtenrechtlichen Bestimmungen des 
im Artikel 1 genannten Vertrages sinngemäß 
anzuwenden. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag gemäß 
seinem Artikel 28 in Kraft tritt, wird im 
Bundesgesetzblatt bekanntgegeben. 


Begründung des Gesetzes 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag über die evangelische Militär- 
seelsorge bezieht sich hinsichtlich seines 
beamtenrechtlichen Inhalts und der Bestim- 
mungen, durch die dem Bund finanzielle 
Verpflichtungen erwachsen, auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung. Er bedarf deshalb 
der Zustimmung des Bundestages in Form 
eines Bundesgesetzes. 

Zu Artikel 2 

Das Reichskonkordat sieht im Artikel 27 
die Ordnung der Rechtsverhältnisse der 
katholischen Militärgeistlichen auf beamten- 
rechtlicher Grundlage vor und verweist die 
Regelung im einzelnen in die Zuständigkeit 
des staatlichen Gesetzgebers. 

Die Anwendung gleicher Statusvorschriften 
für die Militärgeistlichen beider Konfes- 
sionen liegt im Interesse einer geordneten 


Militärseelsorge und entspricht der früheren 
Regelung. Im Flinblick darauf bestimmt Ar- 
tikel 2 dieses Gesetzes, daß die nach dem 
Vertrag über die evangelische Militärseel- 
sorge für die evangelischen Militärgeistlichen 
geltenden beamtenrechtlichen Vorschriften 
auf die katholischen Militärgeistlichen sinn- 
gemäß anzu wenden sind. 

Die Regelung der Rechtsverhältnisse der ka- 
tholischen Militärgeistlichen in diesem Ge- 
setz empfiehlt sich, weil hierfür sonst ein 
weiteres Gesetz erlassen werden müßte. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht 
dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 GG. 

Der Tag, an dem der Vertrag für die Bun- 
desrepublik wirksam wird, richtet sich nach 
den Bestimmungen seines Artikels 28 und 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 



Anlage 2 


Vertrag 

der Bundesrepublik Deutschland 
mi t der Evangelischen Kirche in Deutschland 
zur Regelung der evangelischen Militärseelsorge 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Evangelische Kirche in Deutschland, 

in dem Bestreben, die freie religiöse Betätigung und 
die Ausübung der Seelsorge in der Bundeswehr zu 
gewährleisten, 

in dem Bewußtsein der gemeinsamen Verantwortung 
für diese Aufgabe und 

in dem Wunsche, eine förmliche Übereinkunft über die 
Regelung der evangelischen Militärseelsorge zu treffen, 

sind über folgende Artikel übereingekommen: 

ABSCHNITT I 

Grundsätze 

Artikel 1 

Für die Bundeswehr wird eine ständige evangelische 
Militärseelsorge eingerichtet. 

Artikel 2 

(1) Die Militärseelsorge als Teil der kirchlichen Arbeit 
wird im Auftrag und unter der Aufsicht der Kirche aus- 
geübt. 

(2) Der Staat sorgt für den organisatorischen Aulbau 
der Militärseelsorge und trägt ihre Kosten. 

Artikel 3 

(1) Die Militärseelsorge wird von Geistlichen ausgeübt, 
die mit dieser Aufgabe hauptamtlich beauftragt sind 
(Militargeistlidie). Für je cintausendfünfhundert evange- 
lische Soldaten (Artikel 7 Absatz 1 Nr. 1 bis 3) wird ein 
Militärgeistlicher berufen. 

(2) In besonderen Fällen können auch im Dienst der 
Gliedkirchen stehende Geistliche nebenamtlich mit Auf- 
gaben der Militärseelsorge betraut werden (Militärgeist- 
liche im Nebenamt). 

Artikel 4 

Aufgabe des Militärgeistlichen ist der Dienst am WorL 
und Sakrament und die Seelsorge. In diesem Dienst ist 
der Militargeistlidie im Rahmen der kirchlichen Ordnung 
selbständig. Als kirchlicher Amtsträger bleibt er in Be- 
kenntnis und Lehre an seine Gliedkirche gebunden. 


Artikel 5 

Den Soldaten ist im Rahmen der dienstlichen Möglich- 
keiten Gelegenheit zu geben, sich am kirchlichen Leben 
zu beteiligen. 


ABSCHNITT II 

Personale Seelsorgebereiche 
und Militärkirchengemeinden 

Artikel 6 

(1) Die Militärseelsorge wird in personalen Seelsorge- 
bereichen ausgeübt. Die personalen Seelsorgebereiche 
werden von den beteiligten Gliedkirchen gebildet. 

(2) Den Gliedkirchen bleibt es überlassen, für die Mili- 
tärseelsorge Militärkirchengemeinden als landeskirch- 
liche Personalgemeinden zu errichten. 

(3) Die Bildung, Errichtung und Änderung der einzel- 
nen personalen Seelsorgebereiche und der Militärkirchen- 
gemeinden wird zwischen dem Militärbischof und den 
beteiligten Gliedkirchen nach vorheriger Verständigung 
mit dem Bundesminister für Verteidigung vereinbart. 

Artikel 7 

(1) Zu den personalen Seelsorgebereichen oder den 
Militärkirchengemeinden gehören 

1. die Berufssoldaten, 

2. die Soldaten auf Zeit, 

3. die Wehrpflichtigen während des Grundwehr- 
dienstes, 

4. im Verteidigungsfall auch die auf unbestimmte 
Zeit cinberufeuen Soldaten, 

5. die in der Bundeswehr tätigen Beamten und An- 
gestellten, die der Truppe im Verteidigungsfall 
zu folgen haben, 

6. die Ehefrauen und die unter elterlicher Gewalt 
stehenden Kinder der in Nummern 1, 2 und 5 
genannten Personen, solern sie deren Hausstand 
am Standort angehören. 

(2) Aus den personalen Seelsorgebereichen oder den 
Militärkirchengemeinden scheiden aus 

1. Personen, die ihren Kirchenaustritt rechtswirk- 
sam erklärt haben, 
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2. Personen, bei denen das die Zugehörigkeit zu 
den personalen Seelsorgebereichen oder zu den 
Militärkirchengemeinden bedingende Rechtsver- 
hältnis zum Bund endet, 

3. die in den Ruhestand versetzten Personen sowie 
ihre Ehefrauen und unter elterlicher Gewalt 
stehenden Kinder, 

4. die Ehefrauen und unter elterlicher Gewalt 
stehenden Kinder verstorbener Angehöriger der 
personalen Seelsorgebereiche oder der Militär- 
kirchengemeinden. 

(3) Der Militärbischof und der Bundesminister für Ver- 
teidigung können eine andere Abgrenzung des in Ab- 
satz 1 Nr. 5 und 6 genannten Personenkreises verein- 
baren. 

Artikel 8 

(1) Die Angehörigen der personalen Seelsorgebereiche 
sind Glieder der Ortskirchengemeinden, bei denen die 
personalen Seelsorgebereiche gebildet werden. Die An- 
gehörigen der Militärkirchengemeinden gehören Orts- 
kirchengemeinden nicht an. 

(2) Der für den personalen Seelsorgebereich bestellte 
Militärgeistliche ist für kirchliche Amtshandlungen in 
seinem Seelsorgebereich zuständig. Mit den Militär- 
kirchengemeinden sind Parochialrechte verbunden. 

Artikel 9 

Die Militärseelsorge nimmt sich auch der Soldaten an, 
die nicht Angehörige der personalen Seelsorgebereiche 
oder der Militärkirchengemeinden sind. 


ABSCHNITT III 

Militärbischof 

Artikel 10 

Die kirchliche Leitung der Militärseelsorge obliegt dem 
Militärbischof. 

Artikel 11 

(1) Der Militärbischof wird vom Rat der Evangelischen 
Kirche in Deutschland ernannt. Vor der Ernennung tritt 
der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland mit der 
Bundesregierung in Verbindung, um sich zu versichern, 
daß vom staatlichen Standpunkt aus gegen den für das 
Amt des Militärbischofs vorgesehenen Geistlichen keine 
schwerwiegenden Einwendungen erhoben werden. 

(2) Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland 
kann den Militärbischof aus wichtigen kirchlichen Grün- 
den abberufen. Er unterrichtet die Bundesregierung ange- 
messene Zeit zuvor von einer dahingehenden Absicht 
und teilt ihr zugleich die Person des in Aussicht genom- 
menen neuen Amtsträgers mit. 

Artikel 12 

(1) Der Militärbischof ist zuständig für alle kirchlichen 
Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Militärseel- 
sorge, insbesondere für 

1. die Einführung der Militärgeistlichen in ihr 
kirchliches Amt in der Militärseelsorge, 

2. die oberste kirchliche Dienstaufsicht über die 
Militärgeistlichen mit Ausnahme der Lehrzucht 
und der Disziplinargewalt, die bei den Glied- 
kirchen verbleiben, 

3. den Erlaß von Richtlinien für die Ausbildung der 
Militärgeistlichen und die Überwachung ihrer 
Durchführung, 


4. die Abhaltung von wiederkehrenden dienstlichen 
Versammlungen der Militärgeistlichen, 

5. die Visitation der personalen Seelsorgebereiche 
und der Militärkirchengemeinden, 

6 den Erlaß einer Feldagende, 

7. das religiöse Schrifttum in der Militärseelsorge, 

8. das kirchliche Urkunden- und Berichtswesen und 
die Führung von Kirchenbüchern, 

9. die Einweihung von gottesdienstlichen Räumen 
der Militärseelsorge, 

10. das kirchliche Sammlungswesen in der Militär- 
seelsorge, 

11. den Erlaß von Richtlinien für die seelsorgerisdie 
Zusammenarbeit mit kirchlichen Stellen des 
zivilen Bereichs und mit der Militärseelsorge 
fremder Staaten, 

12. die Seelsorge für evangelische Kriegsgefangene. 

(2) Im Rahmen der Militärseelsorge kann sich der 
Militärbischof in Ansprachen sowie mit Verfügungen und 
anderen schriftlichen Verlautbarungen an die personalen 
Seelsorgebereiche und die Militärkirchengemeinden so- 
wie die Militärgeistlichen wenden. 

Artikel 13 

Vorschriften und Richtlinien des Militärbischofs müssen 
sich im Rahmen des allgemeinen kirchlichen Rechts hal- 
ten. Soweit sie auch staatliche Verhältnisse betreffen, 
bedürfen sie der Zustimmung des Bundesministers für 
Verteidigung. 


ABSCHNITT IV 

Kirchenamt 

Artikel 14 

Zur Wahrnehmung der zentralen Verwaltungsaulgaben 
der evangelischen Militärseelsorge wird am Sitz des Bun- 
desministeriums für Verteidigung ein „Evangelisches 
Kirchenamt für die Bundeswehr" eingerichtet, das dem 
Bundesminister für Verteidigung unmittelbar nachgeord- 
net ist. 

Artikel 15 

(1) Zum Leiter des Evangelischen Kirchenamtes für die 
Bundeswehr wird auf Vorschlag des Militärbischofs ein 
Militärgeneraldekan berufen. 

(2) Der Militärgeneraldekan untersteht dem Militär- 
bischof. Soweit er mit der Miiitärseelsorge zusammen- 
hängende staatliche Verwaltungsaufgaben wahrnimmt, 
untersteht er dem Bundesminister für Verteidigung. 

(3) Der Militärbischof kann den Militärgeneraldekan 
im Einzelfall mit der Wahrnehmung der ihm nach Ar- 
tikel 12 Absatz 1 zustehenden Befugnisse beauftragen. 


ABSCHNITT V 
Militärgeistliche 
Artikel 16 

Die Militärgeistlichen stehen in einem geistlichen Auf- 
träge, in dessen Erfüllung sie von staatlichen Weisungen 
unabhängig sind. Im übrigen wird ihre Rechtsstellung 
nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen geordnet. 
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Artikel 17 

(1) Die Militärgeistlichen müssen 

1. ein mindestens dreijähriges theologisches Stu- 
dium an einer deutschen staatlichen Hochschule 
zurückgelegt haben, 

2. zur Ausübung des Pfarramts in einer Gliedkirche 
berechtigt sein, 

3. mindestens drei Jahre in der landeskirchlichen 
Seelsorge tätig gewesen sein. 

(2) Sie sollen bei ihrer Einstellung in den Militär- 
seelsorgedienst das fünfunddreißigste Lebensjahr noch 
nicht überschritten haben. 

(3) Bei Einverständnis zwischen dem Bundesminister 
für Verteidigung und dem Militärbischof kann von den 
Erfordernissen des Absatzes 1 Nr. 1 und 3 abgesehen 
werden. 

Artikel 18 

(1) Die Militärgeistlichen werden auf Vorschlag des 
Militärbischofs, der sich zuvor des Einverständnisses der 
zuständigen Giiedkirche versichert, zunächst für die Dauer 
von drei Monaten probeweise in den Militärseelsorge- 
dienst eingestellt. Die Erprobungszeit kann mit Zustim- 
mung der zuständigen Gliedkirche verlängert werden. 

(2) Die Militärgeistlichen stehen während der Erpro- 
bungszeit im Angestelltenverhältnis und erhalten eine 
Vergütung mindestens entsprechend ihren kirchlichen 
Dienstbezügen. 

Artikel 19 

(1) Nach der Erprobungszeit werden die Militärgeist- 
lichen in das Beamtenverhältnis auf Zeit berufen; soweit 
sie dauernd für leitende Aufgaben in der Militärseelsorge 
verwendet werden sollen, werden sie in das Beamten- 
verhältnis auf Lebenszeit berufen. 

(2) Auf Militärgeistliche, die in das Beamtenverhältnis 
auf Lebenszeit berufen werden, finden die für Bundes- 
beamte auf Lebenszeit geltenden Vorschriften Anwen- 
dung, soweit nicht in diesem Vertrage etwas anderes 
bestimmt ist. 

(3) Die übrigen Militärgeistlichen werden für sechs bis 
acht Jahre in das Beamtenverhältnis berufen. Mit Ab- 
lauf der festgesetzten Amtszeit endet das Beamten- 
verhältnis. Die Amtszeit kann um höchstens vier Jahre 
verlängert werden; in diesem Falle gilt das Beamten- 
verhältnis als nicht unterbrochen. Auf diese Militär- 
geistlichen finden die für Bundesbeamte auf Lebenszeit 
geltenden Vorschriften sinngemäß Anwendung, soweit 
nicht in diesem Vertrage etwas anderes bestimmt ist. 

Artikel 20 

(1) Vorschläge zur Ernennung und Beförderung sowie 
Versetzungen der Militärgeistlichen bedürfen des Ein- 
verständnisses des Militärbischofs. 

(2) Vor sonstigen wichtigen Entscheidungen in per- 
sonellen Angelegenheiten der Militärgeistlichen ist vom 
Bundesminister für Verteidigung die Stellungnahme des 
Militärbischofs einzuholen. 

Artikel 21 

Für die Ämter vom Militärdekan an aufwärts besteht 
keine regelmäßige Dienstlaufbahn. 

Artikel 22 

(1) In kirchlichen Angelegenheiten unterstehen die 
Militärgeistlichen der Leitung und der Dienstaufsicht des 
Militärbischofs (Artikel 12 Absatz 1 Nr. 2) sowie der 


Dienstaufsicht des Militärgeneraldekans und der übrigen 
vom Militärbischof mit der Dienstaufsicht betrauten 
Militärgeistlichen. 

(2) Für die Militärgeistlichen als Bundesbeamte sind 

1. oberste Dienstbehörde der Bundesminister für 
Verteidigung, 

2. unmittelbarer Dienstvorgesetzter der Militär- 
generaldekan. 

Artikel 23 

(1) Der Militärgeistliche ist auch zu entlassen 

1. bei Verlust der durch die Ordination erworbenen 
Rechte oder bei dienststrafrechtlicher Entfernung 
aus dem kirchlichen Amt, 

2. auf Antrag des Militärbischofs, wenn seine Ver- 
wendung im Dienst der Kirche im wichtigen 
Interesse der Kirche liegt. 

(2) Ein nach Absatz 1 entlassener Militärgeistlicher hat 
vorbehaltlich der Regelung in den Absätzen 3 und 4 kei- 
nen Anspruch auf Versorgung aus dem Beamtenverhält- 
nis. § 154 des Bundesbeamtengesetzes bleibt mit der 
Maßgabe unberührt, daß Absatz 5 auch bei Wieder- 
verwendung des Militärgeistlichen im Dienst der Kirche 
gilt. Ferner finden für einen durch Dienstunfall ver- 
letzten Militärgeistlichen im Falle seiner Entlassung nach 
Absatz 1 Nr. 1 die §§ 143 und 147 des Bundesbeamten- 
gesetzes und im Falle seiner Entlassung nach Absatz 1 
Nr. 2 der Artikel 25 Absatz 1 Satz 3 dieses Vertrages 
Anwendung. 

(3) Einem Militärgeistlichen mit einer Dienstzeit im 
Sinne des § 106 Absatz 2 des Bundesbeamtengesetzes 
von mindestens zehn Jahren kann im Falle seiner Ent- 
lassung nach Absatz 1 Nr. 1 an Stelle des Übergangs- 
geldes ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des Ruhe- 
gehalts bewilligt werden. 

(4) Wird ein Militärgeistlicher, der im Zeitpunkt der 
Übernahme in das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit als 
Militärgeistlicher Beamter zur Wiederverwendung im 
Sinne des Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen war und entsprechend seiner früheren Rechtsstel- 
lung untergebracht ist, nach Absatz 1 entlassen, so leben 
die Rechte nach dem genannten Gesetz wieder auf. 

Artikel 24 

Die Zeit, die ein Militärgeistlicher vor der Berufung 
in das Beamtenverhältnis im Dienst der Kirche als Geist- 
licher verbracht hat, ist ruhegehaltfähig. 

Artikel 25 

(1) Ein Militärgeistlicher mit der Rechtsstellung eines 
Beamten auf Zeit, dessen Beamtenverhältnis durch Ab- 
lauf der festgesetzten Amtszeit endet, hat keinen An- 
spruch auf Versorgung aus dem Beamtenverhältnis. § 154 
des Bundesbeamtengesetzes bleibt mit der Maßgabe un- 
berührt, daß Absatz 5 auch bei Wiederverwendung des 
Militärgeistlichen im Dienst der Kirche gilt. Ferner be- 
hält der durch Dienstunfall verletzte Militärgeistliche die 
sich aus dem Beamten-Unfallfürsorgerecht ergebenden 
Ansprüche, die sich bei seiner Wiederverwendung im 
Dienst der Kirche gegen den kirchlichen Dienstherrn nach 
dessen Recht richten. 

(2) Wird im Falle des Absatzes 1 der Geistliche wieder 
im Dienst der Kirche verwendet, so tragen bei Eintritt 
des Versorgungsfalles der Bund und der kirchliche 
Dienstherr die Versorgungsbezüge anteilig nach den 
ruhegehaltfähigen Dienstzeiten, die der Geistliche bei 
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ihnen abgeleistet hat. Bei der Berechnung der Dienst- 
zeiten werden nur volle Jahre zugrunde gelegt. 

(3) Ist der Geistliche bei oder nach seiner Übernahme 
in den Dienst der Kirche befördert worden, so bemißt 
sich der Anteil des Bundes an den Versorgungsbezügen 
so, wie wenn der Geistliche in dem Amt verblieben 
wäre, in dem er sich vor der Übernahme befand. 

(4) Der kirchliche Dienstherr hat die vollen Versor- 
gungsbezüge auszuzahlen. Ihm steht gegen den Bund 
ein Anspruch auf anteilige Erstattung zu. Die Bezüge 
für den Sterbemonat und das Sterbegeld fallen, sofern 
sie sich nach den Dienstbezügen des Geistlichen bemes- 
sen, dem kirchlichen Dienstherrn in voller Höhe zur Last. 

ABSCHNITT VI 

Hilfskräfte 
Artikel 26 

(1) Den Militärgeistlichen werden vom Staat die zur 
Unterstützung bei gottesdienstlichen Handlungen und 
Verwaltungsaufgaben im Zusammenhang mit der Militär- 
seelsorge erforderlichen Hilfskräfte zur Verfügung ge- 
stellt. 


(2) Die Hilfskräfte bei den dienstaufsichtführenden 
Militärgeistlichen werden in das Beamtenverhältnis über- 
nommen. 

ABSCHNITT VII 

Schluß Vorschriften 
Artikel 27 

Die Vertragschließenden werden eine etwa in Zukunft 
zwischen ihnen entstehende Meinungsverschiedenheit 
über die Auslegung einer Bestimmung dieses Vertrages 
auf freundschaftliche Weise beseitigen. In gleicher Weise 
werden sie sich über etwa notwendig werdende Sonder- 
regelungen verständigen. 

Artikel 28 

(1) Dieser Vertrag soll ratifiziert und die Ratifikations- 
urkunden sollen in Bonn ausgetauscht werden. 

(2) Er tritt am Tage des Austausches der Ratifikations- 
urkunden in Kraft. 


ZU URKUND DESSEN ist dieser Vertrag unterzeichnet worden. 
GESCHEHEN zu Bonn am 22. Februar 1957 in zwei Urschriften. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Der Bundeskanzler 
Adenauer 


Für die Evangelische Kirche in Deutschland: 
Der Vorsitzende des Rates 
D. D i b e 1 i u s 


Der Bundesminister für Verteidigung 
Strauß 


Der Leiter der Kirchenkanzlei 
D. B runo tte 



Schlußprotokoll 


Bei der Unterzeichnung des am heutigen Tage zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Evangelischen 
Kirche in Deutschland geschlossenen Vertrages zur 
Regelung der evangelischen Militärseelsorge haben die 
Unterzeichneten folgende übereinstimmende Erklärungen 
abgegeben, die einen Bestandteil dieses Vertrages bilden: 

Zu Artikel 3 Absatz 2: 

Die Aufgaben, Rechte und Pflichten der Militärgeistlichen 
im Nebenamt werden durch Vereinbarung zwischen dem 
Militärbischof und dem Bundesminister für Verteidigung 
geregelt. 

Zu Artikel 6 Absatz 3: 

Die Vereinbarungen über die Bildung, Errichtung und 
Änderung der personalen Seelsorgebereiche und der Mi- 
litärkirchengemeinden werden im Verordnungsblatt des 
Militärbischofs veröffentlicht. 

Zu Artikel 7: 

Die Angehörigen der personalen Seelsorgebereiche und 
der Militärkirchengemeinden sind verpflichtet, kirchliche 
Abgaben zu entrichten,- den zuständigen Stellen bleibt 
eine nähere Regelung Vorbehalten. 

Zu Artikel 10: 

Der Militärbischof erhält vom Staat eine angemessene 
Dienstaufwandsentschädigung. Die ihm im Zusammen- 
hang mit der kirchlichen Leitung der Militärseelsorge 
entstehenden Sachausgaben werden erstattet. Er erhält 
Reisekosten nach der Reisekostenstufe I a. 

Zu Artikel 11: 

Die Bundesregierung wird auf Wunsch die Gründe mit- 
teilen, aus denen sie ihre Bedenken gegen den für die 
Ernennung zum Militärbischof vorgeschlagenen Geist- 
lichen herleitet. Desgleichen wird der Rat der Evange- 
lischen Kirche in Deutschland die Gründe initteilen, die 
ihn zur Abberufung des Militärbischofs bestimmen. 


Es besteht außerdem Einverständnis darüber, daß der 
Name des in Aussicht genommenen Militärbischofs ver- 
traulich behandelt wird, bis seine Ernennung durch den 
Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland veröffent- 
licht ist. 

Zu Artikel 12 Absatz 1 Nr. 1: 

Behält sich eine Gliedkirche vor, einem Militärgeistlichen 
das kirchliche Amt durch einen anderen Geistlichen zu 
übertragen, so beteiligt sich der Militärbischof an der 
Einführung, indem er den Militärgeistlichen begrüßt und 
ihm die kirchliche Anstellungsurkunde übergibt. 

Zu Artikel 12 Absatz 1 Nr. 8; 

Die abgeschlossenen Kirchenbücher werden beim Evan- 
gelischen Kirchenamt für die Bundeswehr verwaltet. 

Zu Artikel 13: 

Vorschriften und Richtlinien des Militärbischofs werden 
im Verordnungsblatt des Militärbischofs veröffentlicht. 

Zu Artikel 15: 

Der Militärgeneraldekan ist berechtigt, im Auftrag des 
Militärbischofs dem Bundesminister für Verteidigung un- 
mittelbar Vortrag zu halten. 

Zu Artikel 16 bis 25: 

Die kirchliche Amtstracht der Militärgeistlichen wird 
durch den Militärbischof bestimmt. 

Vor Einführung einer Dienstkleidung für die Militärgeist- 
lichen ist die Zustimmung des Militärbischofs einzuholen. 

Zu Artikel 26: 

Jedem Militärgeistlichen mit Ausnahme der Militärgeist- 
lichen im „Evangelischen Kirchenamt für die Bundes- 
wehr" wird eine Hilfskraft zugeteilt. 

Die Hilfskräfte der Militärgeistlichen müssen evangeli- 
schen Bekenntnisses sein. Sie müssen die Befähigung für 
den Hilfsdienst in der Militärseelsorge erforderlichenfalls 
durch eine Prüfung nachweisen, die unter Beteiligung 
des Militärgeneraldekans oder eines von ihm beauftrag- 
ten Militärgeistlichen abgehalten wird. 


GESCHEHEN zu Bonn am 22. Februar 1957 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
Der Bundeskanzler 
Adenauer 


Für die Evangelische Kirche in Deutschland: 
Der Vorsitzende des Rates 
D. Dibelius 


Der Bundesminister für Verteidigung 
Strauß 


Der Leiter der Kirchenkanzlei 
D. Brunotte 




Begründung zum Vertrag 


I. Allgemeines 

1. Die evangelische Militärseelsorge bedarf 
einer neuen rechtlichen Grundlage. Sie war 
zuletzt durch die nicht mehr in Kraft befind- 
liche „Evangelische Militärkirchliche Dienst- 
ordnung für das Reichsheer und die Reichs- 
marine“ vom 28. Februar 1929 (RGBL II 
S. 141) geregelt. Für die katholische Militär- 
seelsorge gelten noch Artikel 27 des Reichs- 
konkordats von 1933 und die dazu ergan- 
genen Ausführungsbestimmungen. 

Mit diesem Vertrag soll zum ersten Mal 
auch die evangelische Militärseelsorge durch 
Vereinbarung zwischen Kirche und Staat ge- 
ordnet werden. Bislang war diese Aufgabe 
stets dem staatlichen Gesetzgeber Vorbehal- 
ten. Die jetzt gewählte Vertragsform trägt 
der seit 1945 grundlegend geänderten staats- 
kirchenrechtlichen Stellung der Evangelischen 
Kirche Rechnung. 

Die Zuständigkeit des Bundes zum Abschluß 
des Vertrages folgt aus der Gesetzgebungs- 
zuständigkeit des Bundes für die Verteidi- 
gung gemäß Artikel 73 Nr. 1 GG. 

Die Militärseelsorge soll das Grundrecht der 
freien religiösen Betätigung der Angehörigen 
der Bundeswehr gewährleisten und ihren An- 
spruch auf Seelsorge verwirklichen. 

Äußerlich ist der Vertrag weitgehend völker- 
rechtlichen Verträgen angeglichen. Das zeigt 
sich besonders in der Präambel und der Rati- 
fikations-Klausel. Der Vertrag folgt hierin 
den neueren Staatskirchenverträgen der 
Evangelischen Kirche. 

2. Die neue Ordnung der evangelischen 
Militärseelsorge nach dem Vertrage stellt sich 
wie folgt dar: 

Die kirchliche Leitung der Militärseelsorge 
liegt in den Händen eines Militärbischofs. 
Dieser wird von der Kirche berufen und 
bleibt im kirchlichen Dienst, Die Militär- 
seelsorge wird regelmäßig von hauptamt- 
lichen Militärgeistlichen ausgeübt. Für jeweils 
1500 evangelische Soldaten wird 1 Militär- 
geistlicher berufen. Die Militärgeistlichen 
werden nach 6 bis 8 Jahren aus der Militär- 
seelsorge herausgelöst und durch andere 
Geistlidie ersetzt; nur eine kleine Zahl von 
Militärgeistlichen mit leitenden Aufgaben 
bleibt für dauernd in der Militärseelsorge. 
Die Militärgeistlichen erhalten die Rechts- 
stellung von Bundesbeamten, die jedoch in 


vieler Hinsicht den Besonderheiten des geist- 
lichen Amtes angepaßt ist. Die Militärseel- 
sorge wird in hierfür von den Landeskirchen 
gebildeten Gemeinden ausgeübt, deren Mit- 
glieder möglichst zugleich Ortskirchengemein- 
den angehören sollen. 

Die wesentlichsten neuen Gesichtspunkte des 
Vertrages sind das Verbleiben des Militär- 
bischofs im kirchlichen Raum, die zivile 
Rechtsstellung der Militärgeistlichen, ihre 
verstärkte Zahl und ihre Ablösung nach we- 
nigen Jahren sowie die starke Einflußnahme 
der Landeskirchen auf die gemeindliche Ord- 
nung der Militärseelsorge. Die neuen Maß- 
nahmen sind alle darauf gerichtet, die not- 
wendige enge Verbindung zwischen der Seel- 
sorge des zivilen und des militärischen 
Bereichs zu sichern und die Militärseelsorge 
zu vertiefen. 

3. Der Vertrag ist in 7 Abschnitte gegliedert. 
Der erste Abschnitt behandelt Grundsatz- 
fragen. Im zweiten ist die gemeindliche Orga- 
nisation der Militärseelsorge geregelt. Die 
Bestimmungen über den Militärbischof ent- 
hält der dritte Abschnitt. Der vierte betrifft 
die Einrichtung einer zentralen Verwaltungs- 
stelle für die Militärseelsorge und deren Lei- 
ter. Der fünfte Abschnitt befaßt sich mit der 
Rechtsstellung der Militärgeistlichen. Im 
sechsten Abschnitt befinden sich die Bestim- 
mungen über die Hilfskräfte der Militärgeist- 
lichen, im siebenten die Schlußvorschriften. 

Dem Vertrag ist ein Schlußprotokoll an- 
gefügt, in das Fragen nicht grundsätzlicher 
Art verwiesen sind. Das Schlußprotokoll ist 
Bestandteil des Vertrages. 

II. Der Vertrag im einzelnen 
ABSCHNITT I 
Grundsätze 

Die Bestimmungen dieses Abschnitts ent- 
halten die Leitgedanken für die Einrichtung 
und Durchführung der Militärseelsorge und 
grenzen die wichtigsten Zuständigkeiten zwi- 
schen Kirche und Staat ab. 

Zu Artikel 1 

Mit der ständigen, im Frieden und im Ver- 
teidigungsfall bestehenden Militärseelsorge 
tragen Kirche und Staat insbesondere der 
Tatsache Rechnung, daß der Soldat häufig 
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die zur freien Religionsausübung notwen- 
digen kirchlichen Einrichtungen des zivilen 
Bereichs nicht in Anspruch nehmen kann. 
Solche Lagen ergeben sich vor allem bei 
Unterbringung der Truppe in großer Ent- 
fernung von Ortskirchengemeinden, bei Ma- 
növern, bei der Verlegung ins Ausland sowie 
im Verteidigungsfall. Aus diesem Grunde ist 
auch in den meisten anderen Staaten die 
Militärseelsorge durchgängig für Friedens- 
und Kriegszeiten eingerichtet. 

Zu Artikel 2 

Mit dieser Bestimmung wird eindeutig ge- 
klärt, daß die Ausübung der Militärseelsorge 
Sache der Kirche und der in ihrem Auftrag 
und unter ihrer Aufsicht tätigen Organe ist. 
Der Staat übernimmt die unterstützende 
Aufgabe des Bereitstellens der Organisation 
und der notwendigen Mittel. Absatz 2 ist 
eine Folgevorschrift zu § 36 des Soldaten- 
gesetzes, in dem der Staat den Anspruch des 
Soldaten auf Seelsorge auch für sich verbind- 
lich und verpflichtend anerkannt hat. 

Zu Artikel 3 

Die Beauftragung hauptamtlicher Militär- 
geistlicher entspricht den praktischen Erfor- 
dernissen einer ständigen Militärseelsorge. 
Nur in Ausnahmefällen soll die Militärseel- 
sorge auch von Geistlichen des zivilen Be- 
reichs nebenamtlich wahrgenommen werden. 
Das gilt vor allem für kleinere Truppenteile, 
die vom Seelsorgebereich eines hauptamt- 
lichen Militärgeistlichen zu weit entfernt 
liegen. 

Zum ersten Mal in der deutschen Militärseel- 
sorge wird die Zahl der Militärgeistlichen in 
ein echtes Verhältnis zu ihren Aufgaben ge- 
bracht: Für je 1500 evangelische Berufs- 
soldaten, Soldaten auf Zeit und Wehrpflich- 
tige während des Grundwehrdienstes soll 
1 Militärgeistlicher eingesetzt werden. Das 
tatsächliche Zahlenverhältnis ist etwa 1 : 2000 
bis 1 : 3000, wenn die außerdem von den 
Militärgeistlichen zu betreuenden Personen, 
kurzfristig dienende Soldaten, Beamte und 
Angestellte im Truppenbereich sowie Fa- 
milienangehörige (Artikel 9 und Artikel 7 
Abs. 1 Nr. 5 und 6), hinzugezählt werden. 
Dieses Zahlenverhältnis entspricht ungefähr 
der Relation, nach der sich der Einsatz von 
Geistlichen im zivilen Bereich und in der 
Militärseelsorge der anderen NATO-Staaten 
bestimmt. Um im Verteidigungsfall die 
Kirche nicht vor unerfüllbare personelle For- 


derungen zu stellen, sind bei der Errechnung 
der Zahl 1500 die für Kriegsdauer einberufe- 
nen Soldaten (Artikel 7 Abs. 1 Nr. 4) eben- 
falls nicht berücksichtigt; für den Verteidi- 
gungsfall muß eine den jeweiligen Verhält- 
nissen angepaßte Lösung gefunden werden. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel umreißt den kirchlichen Auf- 
trag des Militärgeistlichen und unterstreicht 
die Bindung des Militärgeistlichen an Be- 
kenntnis und Lehre seiner Landeskirche. Die 
Bestimmung wendet sich in erster Linie an 
die Geistlichen, will darüber hinaus aber auch 
den mit der Militärseelsorge befaßten staat- 
lichen Stellen ein klares Bild von der Aufgabe 
und dem kirchlichen Amt des Militärgeist- 
lichen geben. 

Zu Artikel 5 

Der nicht durch das Grundgesetz in Bezug 
genommene Artikel 140 der Weimarer 
Reichsverfassung bestimmte: „Den Angehöri- 
gen der Wehrmacht ist die nötige freie Zeit 
zur Erfüllung ihrer religiösen Pflichten zu ge- 
währen.“ Artikel 5 des Vertrages greift diese 
Bestimmung auf und erweitert sie. Im Inter- 
esse einer engen Verbindung zwischen Kirche 
und Militärseelsorge soll sichergestellt wer- 
den, daß der Soldat am gesamten kirchlichen 
Leben teilnehmen kann. 


ABSCHNITT II 

Personale Seelsorgebereiche und 
Militärkirchengemeinden 

Schwerpunkt des kirchlichen Lebens im zivi- 
len Bereich ist die Gemeinde. Auch die 
Militärseelsorge soll in Kirchengemeinden 
ausgeübt werden. Während jedoch die frühe- 
ren Militärkirchengemeinden exemt waren, 
werden sie nach dem Vertrage als landes- 
kirchliche Gemeinden gebildet. Darin erblickt 
die Kirche die entscheidende Sicherung gegen 
das Entstehen einer eigenständigen „Militär- 
kirche“. 

Zu Artikel 6 

„Personaler Seelsorgebereich“ und „Militär- 
kirchengemeinde“ sind die beiden Arten der 
Kirchengemeinden der Militärseelsorge. Sie 
unterscheiden sich darin, daß der personale 
Seelsorgebereich einer Ortskirchengemeinde 
oder einer ortskirchlichen Gesamtgemeinde 
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angegliedert ist, die Militärkirchengemeinde 
nicht (Artikel 8). Der personale Seelsorge- 
bereich soll immer dort gebildet werden, wo 
die räumliche Unterbringung der Truppe ihre 
Eingliederung in Ortskirchengemeinden mög- 
lich macht. 

Absatz 3 sichert die erforderliche Zusammen- 
arbeit der zuständigen kirchlichen und staat- 
lichen Stellen bei der Einrichtung und Ver- 
änderung von personalen Seelsorgebereichen 
und Militärkirchengemeinden. 

Zu Artikel 7 

Die Zugehörigkeit zu den personalen Seel- 
sorgebereichen und zu den Militärkirchen- 
gemeinden ist in Absatz 1 in herkömmlicher 
Weise geregelt. Es handelt sich im wesent- 
lichen um Soldaten mit längerer Dienstzeit. 
Nur bei diesen erscheint die Herauslösung 
aus der Eieimatkirchengemeinde sinnvoll. In 
Absatz 1 Nr. 5 ist die verhältnismäßig klefpe 
Zahl der in den militärischen Stärkenachwei- 
sungen erfaßten Beamten und Angestellten 
angesprochen, die in der Truppe Dienst tun 
und mit ihr im Verteidigungsfall verlegt 
werden. Es besteht ein echtes Bedürfnis, sie 
in seelsorgerischer Hinsicht wie die Soldaten 
zu behandeln. Die Zugehörigkeit der Ehe- 
frauen und Kinder zu den personalen Seel- 
sorgebereichen oder Militärkirchengemeinden 
liegt im Interesse der einheitlichen seelsorge- 
rischen Betreuung der Familien. Sie ist nicht 
vorgesehen für die Familienangehörigen der 
Wehrpflichtigen während des Grundwehr- 
dienstes und auch nicht für die im Vertejdi- 
gungsfall auf unbestimmte Zeit einberufenen 
Soldaten. Bei den Wehrpflichtigen im Grund- 
wehrdienst ist sie ohne praktische Bedeutung. 
Die Mitbetreuung der Familienangehörigen 
aller Kriegsteilnehmer würde die Militär- 
seelsorge überfordern. Absatz 3 läßt die Mög- 
lichkeit offen, die Zugehörigkeit der Beamten, 
Angestellten und Familienangehörigen zu den 
Gemeinden der Militärseelsorge geänderten 
Verhältnissen anzupassen. 

Die häufigsten Fälle des Ausscheidens aus den 
personalen Seelsorgebereichen oder den 
Militärkirchengemeinden sind in Absatz 2 
aufgezählt. 

Zu Artikel 8 

Die neue gemeindliche Ordnung der Militär- 
seelsorge sieht neben der organisatorischen 
Bindung des personalen Seelsorgebereichs an 
die Ortskirchengemeinde eine Verflechtung 


auch in der Weise vor, daß die Angehörigen 
des personalen Seelsorgebereichs zugleich voll- 
berechtigte Mitglieder der Ortskirchen- 
gemeinden werden. Bei den Angehörigen der 
Militärkirchengemeinde liegen die Voraus- 
setzungen hierfür nach dem zu Artikel 6 Ge- 
sagten nicht vor. Um Zweifel zu beheben, 
wird für sie ausdrücklich festgestellt, daß sie 
keiner Ortskirchengemeinde angehören. 

Der personale Seelsorgebereich nimmt teil 
an den Parodiialrechten der Ortskirchen- 
gemeinde. Zur Abgrenzung der Zuständig- 
keiten gegenüber den anderen Geistlichen der 
Gesamtgemeinde ist bestimmt, daß die Paro- 
chialrechte, soweit sie die kirchlichen Amts- 
handlungen betreffen, im personalen Seel- 
sorgebereich ausschließlich von dem Militär- 
geistlichen wahrgenommen werden. Für die 
Militärkirchengemeinden, die Sondergebilde 
innerhalb der gemeindlichen Ordnung der 
Landeskirchen darstellen, mußte die Ver- 
leihung der Parochialrechte ausdrücklich aus- 
gesprochen werden. 

Zu Artikel 9 

Hiermit erwächst den Militärgeistlichen die 
Pflicht und das Recht, ohne Rücksicht auf die 
Zugehörigkeit zu einer Kirchengemeinde der 
Militärseelsorge alle Soldaten in ihre Seel- 
sorge einzubeziehen. Artikel 9 betrifft in 
erster Linie kurzfristig dienende Soldaten und 
hier vor allem die zu Wehrübungen ein- 
gezogenen. 

ABSCHNITT III 
Militärbischof 

In der Vergangenheit standen der Militär- 
bischof und sein Vorgänger, der Feldpropst, 
als Militärbeamte im Staatsdienst. Nach dem 
Vertrag leitet der Militärbischof die Militär- 
seelsorge vom kirchlichen Bereich her. Auch 
hierdurch soll sichergestellt werden, daß die 
Verbindung zwischen Kirche und Militär- 
seelsorge nicht abreißt. Ein von staatlichen 
Verwaltungsaufgaben unbelasteter Militär- 
bischof kann sich zudem besser den eigent- 
lichen kirchlichen Aufgaben der Militärseel- 
sorge widmen. Diese Gründe haben auch in 
den meisten anderen Staaten dazu geführt, 
die kirchliche Spitze der Militärseelsorge im 
kirchlichen Raum zu belassen. 

Zu Artikel 10 und 11 

Der Militärbischof nimmt die ihm nach Ar- 
tikel 10 zustehende kirchliche Leitung der 
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Militärseelsorge im Aufträge der Kirche wahr 
(Artikel 2 Abs. 1). Das Amt des Militär- 
bischofs ist demnach ein kirchliches Amt, seine 
Ernennung ein kirchlicher Akt, für den nach 
Artikel 11 der Rat der EKD zuständig ist. 
Da jedoch die Tätigkeit des Militärbischofs in 
besonderem Maße in den staatlichen Bereich 
ausstrahlt, ist dem Staat ein auf schwerwie- 
gende Einwendungen beschränktes Vetorecht 
bei der Ernennung eingeräumt. Die Kirche 
kann von sich aus den Militärbischof nur aus 
wichtigen kirchlichen Gründen nach vor- 
heriger Ankündigung ihrer Absicht und 
gleichzeitiger Benennung eines Nachfolgers 
abberufen. 

Zu Artikel 12 und 13 

Der Militärbischof steht bei der Wahrneh- 
mung seiner Aufgaben zwischen den Landes- 
kirchen und dem Staat. Dies zwingt dazu, 
seine Zuständigkeit nach beiden Seiten hin 
abzugrenzen. 

Artikel 12 enthält neben einer allgemeinen 
Bestimmung, die dem Militärbischof die Zu- 
ständigkeit für alle kirchlichen Angelegen- 
heiten der Militärseelsorge schlechthin zu- 
weist, einen Katalog einzelner Befugnisse, die 
besonderes Gewicht haben oder in der Ver- 
gangenheit Anlaß zu Zuständigkeitszweifeln 
gaben. Die Bestimmung des Absatzes 2 sichert 
dem Militärbischof die unmittelbare persön- 
liche Fühlungnahme mit den Soldaten und 
seinen Militärgeistlichen und damit die we- 
sentlichste Einwirkungsmöglichkeit in den 
militärischen Raum. 


ABSCHNITT IV 
Kirchenamt 

Zur Lenkung der zahlreichen kirchlichen und 
staatlichen Verwaltungsaufgaben ist für jeden 
Zweig der Militärseelsorge eine zentrale Be- 
hörde erforderlich. Sie waren früher als 
höhere Reichsbehörden organisiert. 

Mittel- und Unterbehörden sind für die 
Militärseelsorge nicht vorgesehen. Die nach- 
geordneten Dienststellen der Militärgeistlichen 
sollen als Außenstellen der zentralen Behörde 
geführt werden. 

Zu Artikel 14 

Artikel 14 entspricht dem § 11 Abs. 2 Satz 1 
und 2 des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Organisation der militärischen Landesvertei- 


digung (BT-Drucksache 2341). Er regelt zu- 
sätzlich nur den Sitz der zentralen Behörde, 
des „Evangelischen Kirchenamtes für die Bun- 
deswehr". Wegen der Einzelheiten wird auf 
die Begründung zu dem genannten Entwurf 
Bezug genommen. 

Zu Artikel 15 

Der Leiter des Evangelischen Kirchenamts für 
die Bundeswehr, der Militärgeneraldekan, hat 
eine Doppelstellung: Er ist ausführendes 
Organ des Militärbischofs für die kirchlichen 
Angelegenheiten und des Bundesministers für 
Verteidigung für staatliche Angelegenheiten 
im Zusammenhang mit der Militärseelsorge. 
Wegen der Bedeutung dieses Amtes soll der 
Militärgeneraldekan nur auf Vorschlag des 
Militärbischofs berufen werden können. 

Die Übertragung der Zuständigkeiten des 
Militärbischofs auf den Militärgeneraldekan 
ist bei tatsächlicher Verhinderung des Militär- 
bischofs notwendig, ausdrücklich aber auf den 
Einzelfall beschränkt, um die ausgewogenen 
Zuständigkeiten des Vertrages nicht in Frage 
zu stellen. 

ABSCHNITT V 
Militärgeistliche 

Die folgenden Artikel behandeln das Rechts- 
verhältnis des Militärgeistlichen zum Staat. 
Wo in diesem Abschnitt der geistliche Status 
angesprochen wird, geschieht es, um seinen 
Vorrang zu betonen. 

Abgesehen von der kurzen Erprobungszeit 
ist die Rechtsstellung der Militärgeistlichen 
auf beamtenrechtlicher Grundlage geregelt. 
Hierbei haben unter anderen der geistliche 
Studienrat und der Anstaltspfarrer als Vor- 
bilder gedient, die unbeschadet ihres geist- 
lichen Amtes als Staatsbeamte seelsorgerisch 
tätig sind. Zu beachten war auch, daß Ar- 
tikel 27 des Reichskonkordats für die katho- 
lischen Militärgeistlichen das Beamtenverhält- 
nis vorsieht. Für die evangelischen Militär- 
geistlichen bedeutet der Übergang in das 
staatliche Beamtenverhältnis insofern keinen 
wesentlichen Unterschied, als ihre Rechtsstel- 
lung im Dienst der Kirche besoldungs- und 
versorgungsrechtlich weitgehend mit der des 
Staatsbeamten übereinstimmt. 

Die gegen die Rechtsstellung der ehemaligen 
Militärgeistlichen als Militärbeamte erhobenen 
Bedenken sind nach der Regelung dieses Ver- 
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träges gegenstandslos. Nach dem Vertrage 
gibt es für die Militärgeistlichen keine mili- 
tärischen Vorgesetzten. Militärisches Diszi- 
plinär- und Strafrecht ist auf sie nicht an- 
wendbar. Die Militärgeistlichen sind auch 
nicht mehr dienststellenmäßig in den Kom- 
mandobereich eingegliedert, sondern den 
militärischen Stellen nur zugeordnet. An- 
dererseits beugt die neue Regelung auch mög- 
lichen eigenen Bestrebungen von Militärgeist- 
lichen vor, sich ihrem geistlichen Aufträge zu 
entfremden. Einmal müssen die meisten von 
ihnen damit rechnen, daß sie regelmäßig nach 
6 bis 8 Jahren in den Dienst der Landes- 
kirchen zurückberufen werden; zum anderen 
kann jeder Militärgeistliche auf Antrag des 
Militärbischofs auch gegen seinen Willen aus 
der Militärseelsorge herausgelöst werden (Ar- 
tikel 23 Abs. 1 Nr. 2). 

Der Vertrag enthält außer in den Artikeln 
15 und 21 keine Bestimmungen über die 
Amtsbezeichnungen und die Besoldungs- 
verhältnisse der Militärgeistlichen. Diese Fra- 
gen sollen im kommenden Bundesbesoldungs- 
gesetz endgültig geregelt werden. 

Zu Artikel 16 

Diese Bestimmung ergänzt den Artikel 4 
Satz 2. Dort wird die gewünschte grundsätz- 
liche Unabhängigkeit des Militärgeistlichen 
bei der Ausübung seines geistlichen Amtes 
von kirchlichen, hier von staatlichen Wei- 
sungen betont. 

Zu Artikel 17 

In diesem Artikel sind die besonderen Ein- 
stellungsvoraussetzungen für die Militärgeist- 
lichen genannt. Hinzu kommen die allgemei- 
nen beamtenrechtlichen Voraussetzungen des 
§ 7 des Bundesbeamtengesetzes, die durch 
Artikel 19 Abs. 2 und 3 in Bezug genommen 
sind; sie müssen schon bei der Einstellung 
beachtet werden. 

Es war nötig, Ausnahmen von den Einstel- 
lungsvoraussetzungen des theologischen Stu- 
diums und der dreijährigen kirchlichen Vor- 
dienstzeit vorzusehen, um den jeweiligen 
personellen Verhältnissen in der Kirche Rech- 
nung tragen zu können. Die erste Ausnahme 
betrifft vor allem evangelische Missionare, die 
ebenso wie katholische Ordensgeistliche häufig 
kein abgeschlossenes Hochschulstudium nach- 
weisen können, jedoch für die Militärseel- 
sorge oft besonders geeignet sind. In jedem 
Fall muß aber der Militärgeistliche zur Aus- 


übung des Pfarramtes in einer Gliedkirche 
berechtigt sein; darin liegt die Gewähr für 
seine kirchliche Eignung. Über die Ausnah- 
men sollen der Bundesminister für Vertei- 
digung und der Militärbischof gemeinsam be- 
finden, weil sie die Personallage der Kirche 
und die Notwendigkeiten der Militärseelsorge 
am besten beurteilen können. 

Zu Artikel 18 

Die dreimonatige Erprobungszeit im Ange- 
stelltenverhältnis mit der beiderseitigen kurz- 
fristigen Kündigungsmöglichkeit liegt gleicher- 
maßen im Interesse des geistlichen Bewerbers 
wie der Militärseelsorge. Die Vergütungs- 
regelung mit der Mindestgarantie der kirch- 
lichen Dienstbezüge paßt sich ebenfalls den 
Erfordernissen der Erprobungszeit an. 

Zu Artikel 19 

Entsprechend der unterschiedlichen Dauer 
ihres Verbleibens in der Militärseelsorge sol- 
len die Militärgeistlichen nach erfolgreicher 
Erprobungszeit in das Beamtenverhältnis auf 
Zeit oder auf Lebenszeit berufen werden. 

Da das Bundesbeamtengesetz das Beamten- 
verhältnis auf Zeit nicht regelt, ist für die 
nach 6 bis 8 Jahren aus der Militärseelsorge 
ausscheidenden Geistlichen bestimmt, daß 
auf sie die Vorschriften für Bundesbeamte 
auf Lebenszeit sinngemäß Anwendung fin- 
den. Der Status des Beamten auf Widerruf 
kam für diese Geistlichen nicht in Betracht, 
weil er gegenüber der Rechtsstellung der 
Geistlichen im Dienst der Kirche eine 
Schlechterstellung bedeutet hätte. Bei Ver- 
längerung ihrer Amtszeit gilt aus Gründen 
der Verwaltungsvereinfachung das Beamten- 
verhältnis als nicht unterbrochen. 

Zu Artikel 20 

Das Mitbestimmungsrecht des Militärbischofs 
bei der Ernennung, Beförderung und Ver- 
setzung der Militärgeistlichen ist notwendig. 
Diese entscheidenden beamtenrechtlichen 
Vorgänge bei einem Militärgeistlichen be- 
rühren regelmäßig zugleich die geistliche 
Aufgabe oder den geistlichen Status. Bei Er- 
nennungen und Beförderungen muß stets 
auch die Eignung als Geistlicher, bei Verset- 
zungen auch das Recht der zuständigen 
Landeskirche berücksichtigt werden. Mit Ein- 
schränkungen gilt das für alle anderen wich- 
tigen personellen Entscheidungen ebenso; 
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deshalb soll der Militärbischof auch vor sol- 
chen Entscheidungen gehört werden. 

Zu Artikel 21 

Neben dem Militärgeneraldekan nehmen die 
Militärdekane leitende Aufgaben in der Mi- 
litärseelsorge wahr. Sie sind als dienstauf- 
sichtführende Militärgeistliche bei den Wehr- 
bereichskommandos, bei den Korps und ver- 
gleichbaren Verbänden sowie für besondere 
Aufgaben in der zentralen Behörde vor- 
gesehen. Für diese Ämter werden in der 
kirchlichen Dienstaufsicht erfahrene und be- 
währte Geistliche benötigt. Sie können aus 
dem kirchlichen Bereich nur gewonnen wer- 
den, wenn ihr bishriger Status ohne Rück- 
sicht auf Laufbahnvorschriften gewahrt 
bleibt. Deshalb sollen diese Ämter außerhalb 
der regelmäßigen Laufbahn erreicht werden 
können. 

Zu Artikel 22 

Diese Bestimmung regelt entsprechend der 
Doppelstellung der Militärgeistlichen die 
kirchlichen und staatlichen Dienstaufsichts- 
und Dienstvorgesetztenbefugnisse. Sie gehen 
vom Militärbischof und dem Bundesminister 
für Verteidigung aus und sind in der Person 
des Militärgeneraldekans vereinigt. 

Zu Artikel 23 

Die Entlassung nach Absatz 1 Nr. 1 folgt 
aus der Tatsache, daß der Militärgeistliche 
zur Wahrnehmung geistlicher Aufgaben in 
das Beamtenverhältnis berufen wird; wenn 
die kirchenrechtlichen Voraussetzungen hier- 
für wegfallen, muß auch sein Beamtenver- 
hältnis enden. Die Entlassung auf Antrag 
des Militärbischofs aus wichtigen kirchlichen 
Gründen nach Absatz 1 Nr. 2 entspricht im 
wesentlichen dem „Nihil obstat" des Arti- 
kels 7 des Reichskonkordats. 

Die Entlassung soll in beiden Fällen (im 
ersten Fall wie bei der Entfernung aus dem 
Beamtenverhältnis durch disziplinargericht- 
liches Urteil, im zweiten Fall wie bei der 
Entlassung auf eigenen Antrag) grundsätz- 
lich mit dem Verlust der Versorgungsan- 
sprüche aus dem Beamtenverhältnis verbun- 
den sein. Aus Gründen der Billigkeit wird 
jedoch das Übergangsgeld belassen. Aus glei- 
chen Erwägungen kann den nach Absatz 1 
Nr. 1 entlassenen Militärgeistlichen mit 
einer zehnjährigen Dienstzeit anstelle des 


Übergangsgeldes ein Unterhaltsbeitrag bis 
zur Höhe des Ruhegehalts gewährt werden. 
In die zehnjährige Dienstzeit sind kirchliche 
Vordienstzeiten einzurechnen (Absatz 3 in 
Verbindung mit § 106 BBG und Artikel 24 
dieses Vertrages). Die Umwandlung des 
Übergangsgeldes in einen Unterhaltsbeitrag 
ist für die nach Absatz 1 Nr. 2 Entlassenen 
nicht vorgesehen, weil ihre Versorgung durch 
die Kirche übernommen wird. Außerdem 
sollen dem nach Absatz 1 Nr. 1 entlassenen 
Militärgeistlichen und seinen Hinterbliebe- 
nen die Unfallfürsorgeansprüche der §§ 143 
und 147 des Bundesbeamtengesetzes belas- 
sen bleiben, wie es dem Grundgedanken die- 
ser Vorschriften entspricht. Der ohne sein 
Verschulden nach Absatz 1 Nr. 2 entlassene 
Malitärgeistliche soll alle Unfallfürsorgean- 
sprüche behalten (Absatz 2 Satz 3 in Ver- 
bindung mit Artikel 25 Abs. 1 Satz 3). 
Schließlich mußte auch sichergestellt werden, 
daß die Rechte aus dem Gesetz zu Artikel 
131 GG durch die dem Beamtenrecht frem- 
den Entlassungstatbestände des Absatzes 1 
nicht verlorengehen. 

Zu Artikel 24 

Die kirchliche Vordienstzeit soll für den Mi- 
litärgeistlichen stets ruhegehaltfähig im Sinne 
des § 106 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes 
sein. Diese über § 116 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe b des Bundesbeamtengesetzes hinaus- 
gehende Regelung ist berechtigt, weil sich 
die Tätigkeit des Geistlichen im Dienst der 
Kirche und als Militärgeistlicher entsprechen. 
Außerdem wird durch Artikel 24 eine ver- 
sorgungsrechtliche Härte teilweise ausgegli- 
chen, die darin besteht, daß der Militärgeist- 
liche nach Bundesbeamtenrecht erst nach 
zehnjähriger Dienstzeit, nach dem Beamten- 
recht der Kirche regelmäßig aber schon mit 
seiner Anstellung versorgungsberechtigt wird. 

Zu Artikel 25 

Artikel 25 behandelt die versorgungsrecht- 
liche Lage des Militärgeistlichen auf Zeit, der 
nach Ablauf seiner Amtszeit von 6 bis 8 
Jahren aus der Militärseelsorge ausscheidet. 
Sie gleicht der Rechtslage des auf Antrag des 
Militärbischofs nach Artikel 23 Abs. 1 Nr. 2 
entlassenen Militärgeistlichen: Grundsätzlich 
besteht kein Versorgungsanspruch aus dem 
Beamtenverhältnis. Jedoch kann der „zeit- 
gerecht" entlassene Militärgeistliche Uber- 
gangsgeld erhalten. Er behalt ferner alle Un- 
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fallfürsorgeansprüche; sie richten sich aber 
in dem hier unterstellten Regelfall der Wie- 
derverwendung im kirchlichen Dienst gegen 
den kirchlichen Dienstherrn. Dieser Über- 
gang der Unfallfürsorgelast auf den letzten 
Dienstherrn entspricht der Regelung des 
§ 151 des Bundesbeamtengesetzes und einem 
Grundgedanken dieses Vertrages, das kirch- 
liche und staatliche Dienstverhältnis mög- 
lichst als Einheit zu behandeln. Die Landes- 
kirchen sollen jedoch nicht gezwungen sein, 
eine dem Bundesbeamtenrecht entsprechende 
Unfallfürsorge einzurichten. Deshalb be- 
stimmt Artikel 25, daß sich die Unfallfür- 
sorgeansprüche des entlassenen Militärgeist- 
lichen nach dem Recht des kirchlichen Dienst- 
herrn richten. Eine ähnliche Regelung ent- 
hält § 76 des Entwurfs eines Beamtenrechts- 
Rahmengesetzes. 

Bezüglich der anteiligen Erstattung der Ver- 
sorgungsbezüge durch den Bund bei Eintritt 
des Versorgungsfalles eines zeitgerecht ent- 
lassenen Militärgeistlichen im kirchlichen 
Dienst folgt Artikel 25 in den Absätzen 2 
bis 4 dem § 161 des Bundesbeamtengesetzes 
vollinhaltlich. 

ABSCHNITT VI 
Hilfskräfte 

Zu Artikel 26 

In diesem Abschnitt sind die ehemaligen 
„Militärküster“ angesprochen, die für eine 
geordnete Militärseelsorge unentbehrlich 
sind. Sie nehmen je nach ihrem Einsatz bei 
einem vorwiegend in der Seelsorge oder in 
der Dienstaufsicht tätigen Militärgeistlichen 
in erster Linie kirchliche Hilfsaufgaben oder 
Verwaltungsaufgaben wahr. Die zur letzten 
Gruppe gehörenden Hilfskräfte sollen wie 
früher ins Beamtenverhältnis in die Laufbahn 
des mittleren Dienstes berufen werden. 

ABSCHNITT VII 

Schlußvorschriften 

Zu Artikel 27 

Diese „Freundschaftsklausel“ gewinnt beson- 
dere Bedeutung bei der Lösung neuer Fragen 
mit sich überschneidenden kirchlichen und 
staatlichen Zuständigkeiten, die gerade in der 
Militärseelsorge häufig sind. 


Zu Artikel 28 

Es wird auf die allgemeine Begründung (I. 1.) 
Bezug genommen. 

III. Schlußprotokoll 
Zu Artikel 3 Abs. 2 

Die Rechte und Pflichten der Militärgeist- 
lichen im Nebenamt sollen auf privatrecht- 
licher Grundlage geregelt werden. 

Zu Artikel 6 Abs. 3 

Durch die Veröffentlichung im Verordnungs- 
blatt des Militärbischofs sollen die Gemeinde- 
verhältnisse der Militärseelsorge nach außen 
klar erkennbar werden. 

Zu Artikel 7 

Hiermit wird das frühere Standesprivileg der 
Kirchensteuerfreiheit für die Soldaten grund- 
sätzlich fallengelassen. Über einige Neben- 
fragen, so über die Heranziehung der Sol- 
daten zu den ortsgebundenen kirchlichen Ab- 
gaben, besteht noch keine volle Klarheit. Die 
endgültige Regelung ist deshalb Vorbehalten. 

Zu Artikel 10 

Die Entscheidung über die Höhe der Dienst- 
aufwandsentschädigung des Militärbischofs ist 
in das Ermessen des Gesetzgebers gestellt. 

Zu Artikel 1 1 

Durch die gegenseitige Unterrichtung über 
die Gründe, die gegen einen Militärbischof 
sprechen, sollen Schwierigkeiten vermieden 
werden, die in der Vergangenheit bei der Be- 
setzung hoher kirchlicher Ämter wiederholt 
entstanden sind (Politische Klausel). 

Zu Artikel 12 Abs. 1 Nr. 1 

Diese Zusatzbestimmung berücksichtigt, daß 
die Amtseinführung nur durch einen Geist- 
lichen gleichen Bekenntnisstandes möglich ist. 

Zu Artikel 12 Abs. 1 Nr. 8 

Diese Regelung folgt aus der Zuständigkeit 
des Militärbischofs zur Führung der Kirchen- 
bücher. 


15 



Zu Artikel 13 

Hierdurch wird dem Militärbischof ein eige- 
nes militärkirchliches Verordnungsblatt zu- 
gestanden. 

Zu Artikel 15 

Der Immediatvortrag des Militärgeneral- 
dekans ist für wichtige Anlässe bei Verhin- 
derung des Militärbischofs vorgesehen. 

Zu Artikel 16 bis 25 

Die Frage einer einheitlichen Dienstkleidung 
für die Militärgeistlichen berührt auch die 
kirchliche Seite in starkem Maße. Ihre Ein- 
führung ist deshalb an die Zustimmung des 
Militärbischofs geknüpft. 

Zu Artikel 26 

Mit dieser Bestimmung werden die Zahl der 
Hilfskräfte in der Militärseelsorge, die wesent- 
lichste Einstellungsvoraussetzung für sie und 
die Zuständigkeit des Militärgeneraldekans 
für die Prüfung ihrer kirchlichen Eignung 
festgelegt. 
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